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Antisemitismus, Israel, Ahmadinedschad

4. April 2008

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich habe Ihnen am 24.03.2008 ein Fax geschickt. Eine Kopie füge ich bei (Anlage).

Ich habe Sie gebeten, mich bis zum 31. März darüber aufzuklären, wie es zu dem Satz auf Ihrer Webseite kommt:

Antisemitismus

Mit seiner Äußerung, Israel von der Landkarte tilgen zu wollen, sorgte Irans Präsident Mahmud Ahmadinedschad im Oktober 2005 weltweit für Empörung. 
Diese Aussage steht im eklatanten Widerspruch zu dem von der Süddeutschen Zeitung am 15./16.03.2008 veröffentlichten Artikel der Islamwissenschaftlerin Katajun Amirpur. Dieser Artikel hat die Überschrift “Ein Übersetzungsfehler macht gefährliche Weltpolitik”. 

Frau Amirpur schreibt (ich wiederhole das):

Die Vernichtungsphantasien, die Iran unterstellt werden, gehen auf einen einzigen Satz zurück: „Israel must be wiped off the map.” Kein Satz wird so häufig mit dem amtierenden Präsidenten Irans, Mahmud Ahmadinedschad, assoziiert wie dieser: Israel muss von der Landkarte radiert werden. Das Problem ist nur – er hat diesen Satz nie gesagt. Ahmadinedschad hat die Worte für „map” und „wipe off” nie benutzt. Die persische Originalversion von Ahmadinedschads Äußerungen über Israel ist weit weniger martialisch als die Übersetzung, die verschiedene Agenturen verbreitet haben und die wiederum auf der englischen Übersetzung des persischen Originals beruht. …

Was also ist passiert? Am 26.10.2005 sprach Ahmadinedschad auf einer Konferenz, die unter dem Motto stand „Die Welt ohne Zionismus”. Es waren im Wesentlichen die großen westlichen Nachrichtenagenturen, die die Übersetzung dieser Passage lieferten: Israel von der Landkarte radieren (AFP), Israel von der Landkarte tilgen (AP, Reuters), Israel ausrotten (DPA).

Ahmadinedschad sagte jedoch wörtlich: „in rezhim-e eshghalgar bayad az safhe-ye ruzgar mahv shavad.” Das bedeutet: „Dieses Besatzerregime muss von den Seiten der Geschichte (wörtlich: Zeiten) verschwinden.” Oder, weniger blumig ausgedrückt: „Das Besatzerregime muss Geschichte werden.” Das ist keine Aufforderung zum Vernichtungskrieg, sondern die Aufforderung, die Besatzung Jerusalems zu beenden.
Ich habe Sie gebeten, mir mitzuteilen, auf welche Quellen Sie Ihre Information stützen, Ahmadinedschad habe geäußert, Israel von der Landkarte tilgen zu wollen, und was gegebenenfalls an der Übersetzung, die Frau Amirpur vorgenommen hat, unrichtig sein soll. Sie haben mir keine Antwort gegeben, sondern es vorgezogen, zu schweigen. Ich verkenne nicht, dass man das so machen kann. Sie werden Ihre Gründe haben. Nur: Sie können es mir nicht verübeln, wenn ich daraus den Schluß ziehen muß, daß das, was Frau Amirpur sagt oder schreibt, richtig ist. Hiernach ist der Satz, Israel müsse von der Landkarte verschwinden, gar nicht gefallen. Die gegenteilige Darstellung ist unwahr, sie ist schlicht eine Lüge.

Was Ahmadinedschad gesagt hat, ist: Das israelische Besatzerregime muß verschwinden. Das ist etwas völlig anders als der Satz: Der Staat Israel muß verschwinden. Mit “Besatzerregime” ist die gegenwärtige israelische Regierung und ihre Politik gemeint. Das hat weder mit der Vernichtung Israels noch mit “Antisemitismus” etwas zu  tun. Die Forderung ist ohne weiteres vertretbar. Sie entspricht auch meiner Überzeugung.

Wenn Ihre Darstellung richtig wäre, würde sich ja auch die Frage stellen, womit denn Iran den Staat Israel vernichten könnte. Iran hat - im Gegensatz zu Israel, das hochgerüstet ist und über modernste Waffensysteme verfügt - keine Atomwaffen. Nach den Feststellungen der Internationalen Atomenergiebehörde ist er auf absehbare Zeit auch nicht in der Lage, solche Waffen herzustellen. Mit konventionellen Waffen ließe sich das angebliche Ziel Irans “Israel von der Landkarte  zu radieren” nicht erreichen. 

Vom Irak hat man damals gefordert, dass er nachweise, keine Massenvernichtungswaffen zu haben. Er hatte keine. Vom Iran verlangt man, nachzuweisen, dass er keine Atombomben haben wolle und auch keine bauen werde. Mir ist nicht bekannt, dass solche unsinnigen Beweise jemals auch von Israel gefordert worden wären.

Die Lüge ist, dass Ahmadinedschad die Vernichtung Israels anstrebe (und aus diesem Grunde Atomwaffen haben wolle).

Daß Ihr Amt sich an der Verbreitung einer solchen Lüge beteiligt, die  nicht etwa unbedeutende Nebensächlichkeiten zum Inhalt hat, sondern sich, wenn es wahr wäre, auf ein sehr bedeutsames Geschehen beziehen würde, ist schlimm. 

Die Bundeszentrale für politische Bildung ist keine Propaganda-Abteilung des Bundesinnenministeriums, die die Aufgabe hätte,  der deutschen Bundesregierung im Rahmen der Diffamierungskampagne westlicher Staaten  gegen Iran Schützenhilfe zu leisten. Sie hat wahrheitsgemäß zu informieren. Das ergibt sich sowohl aus dem “Erlass (des Bundesministerium des Inneren) über die Bundeszentrale für politische Bildung” vom 24.01.2001 als auch aus dem “Leitbild der Bundeszentrale für politische Bildung “, das Sie sich selbst gegeben haben.

Ich zitiere:

Aus dem ministeriellen Erlass:
Die Bundeszentrale hat die Aufgabe, durch Maßnahmen der politischen Bildung Verständnis für politische Sachverhalte zu fördern, das demokratische Bewusstsein zu festigen und die Bereitschaft zur politischen Mitarbeit zu stärken.


Aus Ihren Richtlinien:


Ziel und Aufgabenprofil 
Unser Ziel ist es, das demokratische Bewusstsein in der Bevölkerung zu fördern und die Menschen in der Bundesrepublik Deutschland zu motivieren und zu befähigen, mündig, kritisch und aktiv am politischen Leben teilzunehmen.

Um dieses Ziel zu erreichen, entwickeln wir Bildungs- und Diskussionsangebote, mit denen wir Kenntnisse, Einblick und Verständnis in geschichtliche und gesellschaftliche Zusammenhänge politischer, sozialer, kultureller, ökonomischer und ökologischer Prozesse vermitteln wollen.

Mit unseren Angeboten wollen wir nachhaltige Bildungsprozesse initiieren, um innerhalb der Bevölkerung die Basis für eine auf Toleranz, Pluralismus und Friedfertigkeit gründende Gesellschaft zu schaffen und die Identifikation mit unserer freiheitlich verfassten Demokratie zu fördern.

Wir greifen zeitgeschichtliche und aktuelle politische und gesellschaftliche Probleme auf, vermitteln Hintergrundinformationen und stellen die unterschiedlichen politischen, gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Positionen zur Diskussion.

Inhalte und Vermittlungsformen unserer Bildungsangebote orientieren sich an den Bedürfnissen und Erfahrungen unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen. Dabei nutzen wir bewährte Vermittlungsformen und die neuen Vermittlungsmöglichkeiten der Wissens- und Informationsgesellschaft. 

Selbstverständnis und Grundsätze
Wir sind dem Grundgesetz, den Menschenrechten und der demokratischen politischen Kultur verpflichtet. Unsere Grundsätze sind Überparteilichkeit und wissenschaftliche Ausgewogenheit. Unsere Bildungsaufgabe erfüllen wir in eigener gesellschaftspolitischer, pädagogischer und publizistischer Verantwortung. 

Als Institution der politischen Bildung überprüfen wir vor dem Hintergrund der gesellschaftlichen Entwicklung unsere Angebote und reagieren flexibel auf aktuelle Herausforderungen des demokratischen Gemeinwesens. Als Serviceeinrichtung für Bürgerinnen und Bürger bearbeiten wir Anfragen schnell und engagiert und gehen auf Anregungen und Kritik ein. Als lernende Organisation verbessern wir durch Innovationsbereitschaft kontinuierlich unsere Arbeitsprozesse und Arbeitsergebnisse. 

Die uns anvertrauten öffentlichen Gelder setzen wir sachgerecht und nach den Geboten der Wirtschaftlichkeit ein. Wir unterziehen unsere Arbeit einer kontinuierlichen Effektivitäts- und Effizienzkontrolle. 


Die Behauptung, Iran plane die Vernichtung Israels, deshalb wolle er Atomwaffen herstellen, erinnert mich sehr an die Situation vor dem Beginn des Krieges gegen den Irak. 

Sie werden noch die 2 ½-stündige Multi-Media-Show vor Augen haben, die Colin Powell, der damalige Außeminister der USA, am 05.02.2003 im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zum Besten gab, um den Irak als Schurkenstaat zu überführen, der Massenvernichtungswaffen besitze und damit die gesamte Welt bedrohe. George W. Bush lobte die Powell´sche „Beweisführung“ anschließend mit den Worten: 

„Der Außenminister hat jetzt den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen über illegale Waffenprogramme im Irak unterrichtet, und auch über die Versuche, diese Waffen zu verstecken und über die Verbindungen des Irak zu terroristischen Gruppen. Ich möchte Minister Powell danken für seine sorgfältige und eindrucksvolle Präsentation der Tatsachen .. „
Die “Beweisführung” Powells wird in die Geschichte eingehen - als Beispiel dafür, zu welchen Lügen auch Regierungen eines demokratisch verfaßten Staatswesens fähig sind, um die Bevölkerung auf einen Krieg einzuschwören, der nach dem Völkerrecht nicht geführt werden dürfte.

Für jeden Menschen, der das Zeitgeschehen aufmerksam verfolgt hatte,  war nicht erst später, sondern schon am 05.02.2003 klar, dass Powell keine Fakten, sondern Märchen aus “Tausendundeiner Nacht” vortrug.

Powell erklärte, als er aus dem Amt des Außenministers ausgeschieden war, dass seine Rede im Sicherheitsrat im Februar 2003, mit der er den geplanten Irak-Krieg gerechtfertigt hätte, ein "Schandfleck" in seiner politischen Karriere sei, für den er sich schäme.

Soll das nun alles in ähnlicher Form in Bezug auf den Iran wiederholt werden? 

Auch die falsche Übersetzung der Rede Ahmadinedschads ist mit ziemlicher Sicherheit ein Konstrukt der Geheimdienste.

Mir missfällt, dass Sie das, was sich als unrichtig herausgestellt hat (jeder macht einmal Fehler, Sie mögen anfänglich, obwohl ich mir das kaum vorstellen kann, guten Glaubens gewesen sein), nicht umgehend richtig stellen, sondern die Lüge, Ahmadinedschad habe im Oktober 2005 die Vernichtung Israels angedroht, auch weiterhin verbreiten und auf diese Weise dabei bleiben, dass er dies so gesagt habe. 

Uneinsichtigkeit und Unbelehrbarkeit sind keine Eigenschaften, die unter irgendeinem Gesichtspunkt gerechtfertigt oder entschuldbar sein könnten. 

Die Bundeszentrale für polische Bildung ist eine  Einrichtung, die vom Staate finanziert wird, also vom Geld der Steuerzahler. Zu den Aufgaben der Zentrale gehört es, sich, wie der Name schon sagt, um die politische Bildung der Bürger zu kümmern. Ihre Aufgabe ist es nicht, Unwahrheiten zu verbreiten. Die Bundeszentrale ist keine Dependance der CIA. Sie hat zu informieren und keine Desinformation zu betreiben. Der Bürger hat Anspruch auf eine wahrheitsgemäße Information. Das ergibt sich aus dem von mir zitierten Regelwerk (Erlaß des Bundesinnenministers, Richtlinien der Bundeszentrale).

Wenn die “Bild-Zeitung” den Iran und Ahmadinedschad unter Dauerbeschuß nimmt,  dann ist das zwar auch unverantwortlich, aber letztlich noch relativ verständlich, weil BILD mit der Wahrheit auf Kriegsfuß steht und bekanntermaßen auf einem sehr niedrigen Niveau argumentiert und agiert. Ich glaube nicht, dass die Bundeszentrale dieses Niveau auch für sich in Anspruch nehmen will. 

Für die Teilnahme der Bundeszentrale an der Hetze gegen Iran fehlt mir jedes Verständnis. Ich finde es skandalös, wie Ihr Amt mit der Wahrheit umgeht. Es läßt sich propagandistisch vor den Karren politischer Interessen- und Machtgruppen spannen,  die möglicherweise die Menschheit erneut mit  einem Krieg (gegen Iran) beglücken wollen.

Hitler-Deutschland hat den Zweiten Weltkrieg entfesselt, dem über 50 Millionen Menschen zum Opfer gefallen sind.  Deutschland hat sich am Krieg der Nato gegen Jugoslawien beteiligt. Auch dieser Krieg war völkerrechtswidrig. Der Krieg in Afghanistan widerspricht dem Völkerrecht. Deutschland beteiligt sich an diesem Krieg. Deutschland unterstützt (durch Überflugrechte, durch die Bereitstellung seines Territoriums)  den verbrecherischen Krieg der USA gegen den Irak. Dieser Krieg hat bisher 650.000 bis 700.000, nach anderen Schätzungen sogar über 1,2 Millionen, Irakern das Leben gekostet. Ohne die Unterstützung Deutschlands hätte der Krieg so nicht geführt werden können. 

Alle diese Kriege waren und sind mit Lügen begründet und begonnen worden.

Das sollte reichen. Aus den Nürnberger Kriegsverbrecherprozessen, die Angriffskriege ein für alle mal unmöglich machen sollten, hat offensichtlich niemand die erforderlichen Lehren gezogen.

Ich erwarte von Ihnen, dass Sie davon Abstand nehmen, sich der unverantwortlichen regierungsamtlichen Hetze gegen Iran und Ahmadinedschad  publizistisch anzuschließen und die Kampagne  zu unterstützen.  Die Hetze mag im Interesse Israels und der USA liegen, um die Öffentlichkeit auf einen etwaigen Krieg gegen Iran vorzubereiten. Sie entspricht nicht den Interessen der Bundesrepublik. In der Bundesrepublik gilt nicht das Gesetz der Prärie. Es gibt klare rechtliche Vorgaben. 

Nach Art. 26 GG ist die Vorbereitung und das Führen eines Angriffskrieges verboten. Im Zwei-plus-Vier-Vertrag vom 12.09.1990 hat Deutschland die Erklärung bekräftigt, dass von deutschem Boden kein Krieg, sondern nur Frieden ausgehen wird. 

Soll das vielleicht alles nichts wert, nur Makulatur sein? 

Die Darstellung  von Tatsachen, die falsch sind, untersteht im übrigen, wie Sie wissen, weder dem Schutz der Pressefreiheit noch dem der Meinungsfreiheit.

Ich möchte mich jedenfalls von Ihnen nicht in die Irre führen und auf einen etwaigen Krieg gegen Iran einstimmen lassen - einen Krieg, der wiederum auf Lügen beruhen und eindeutig im Gegensatz zum Völkerrecht stehen würde.

Ich erwarte daher, dass Sie die den beanstandeten Text umgehend von Ihrer Website entfernen oder zumindest so umformulieren, dass er keine Unwahrheiten mehr enthält.  Dafür setze ich Ihnen eine 

Frist bis zum 10. April 2008.

Sollten Sie dazu nicht bereit sein sollten, bitte ich Sie schon jetzt, meine Eingabe als 

Dienstaufsichtsbeschwerde 

aufzufassen.

Mit freundlichen Grüßen

Armin Fiand

URL dieses Dokuments:

http://www.steinbergrecherche.com/20080404 fiand an bpb.doc 


